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Der Bundestag hat sich am Donnerstag, 9. Juli 2026, mit der ökologischen Ausgestaltung
der Automobilindustrie befasst. Dazu lagen Anträge mit den Titeln „Jetzt handeln – Die
Zukunft der Automobilindustrie sozial und ökologisch gestalten“ (21/3715(Dokument,
öffnet ein neues Fenster)) sowie „Elektro-Autos bezahlbar machen – Förderung von E-
Fahrzeugen sozial und ökologisch neu ausrichten“ (21/6524(Dokument, öffnet ein neues
Fenster)) vor. Den ersten Antrag lehnte das Parlament auf Grundlage einer
Beschlussempfehlung des Wirtschaftsausschusses (21/7003(Dokument, öffnet ein neues
Fenster)) mit den Stimmen von Union, AfD und SPD bei Enthaltung von Bündnis 90/Die
Grünen ab. Der zweite Antrag wurde zur weiteren Beratung an die Ausschüsse überwiesen.
Federführend ist der Verkehrsausschuss.

Erster Antrag der Linken
Die Fraktion Die Linke forderte in ihrem abgelehnten Antrag (21/3715(Dokument, öffnet ein neues
Fenster)) eine „aktive staatliche Industriepolitik“, um die Autoindustrie „demokratisch, sozial und
ökologisch“ umzubauen. Die Zukunft der Automobilindustrie dürfe weder im Abbau von
Arbeitsplätzen noch in der Umstellung auf militärische Produktion oder elektrische Sport- und
Nutzfahrzeuge (E-SUVs) liegen, argumentieren die Abgeordneten. In ihrem Antrag forderten sie die
Bundesregierung unter anderem auf, einen Gesetzentwurf „mit verlässlichen Förderprogrammen für
die Automobil- und Zulieferindustrie vorzulegen“. 

Ziel sei die „Neuausrichtung der Produktion“. Dafür sollte ein staatlicher Transformationsfonds von
mindestens 20 Milliarden Euro jährlich eingerichtet werden. Die Fördermittel dürften nur an
Betriebe vergeben werden, „die Arbeitsplätze und Standorte sichern, Tarifverträge einhalten und
konkrete Transformationsverpflichtungen des Produktionsumbaus nach vom Gesetzgeber definierten
sozial-ökologischen Kriterien eingehen“.

Zum Schutz der Arbeitnehmer-Interessen sollte ein „öffentlicher Schutzschirm“ eingerichtet werden,
damit insolvenzbedrohten Unternehmen „Zeit für Qualifizierung und Umstellung auf sozial-
ökologisch nachhaltige Wertschöpfungsfelder verschafft“ werden könne. Außerdem sei
„sicherzustellen“, dass Firmen, die Mittel aus staatlichen Förderprogramme erhielten,
„ausschließlich“ zivile Produktionszwecke verfolgen müssen. „Förderungen für militärische
Produktion oder Rüstungskonversion sind auszuschließen“, heißt es in dem Antrag.

Zweiter Antrag der Linken
Die Linke verlangt in ihrem überwiesenen Antrag (21/6524(Dokument, öffnet ein neues Fenster)),
Elektro-Autos bezahlbar zu machen und deren Förderung sozial und ökologisch neu auszurichten.
Die Bundesregierung wird aufgefordert, ein Programm über die Kreditanstalt für Wiederaufbau
(KfW) für vergünstigtes Leasing von E-Fahrzeugen („Soziales Leasing“) einzuführen, „das gezielt
Haushalte mit geringem Einkommen sowie Familien unterstützt“. 

Förderfähig dürften ausschließlich batterieelektrische Fahrzeuge sein. Der Kauf oder
das Leasing von Plug-in-Hybridfahrzeugen sowie Fahrzeugen mit Range-Extendern müsse
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ausgeschlossen werden, heißt es. Die zu fördernden Fahrzeuge müssten zudem für breite
Bevölkerungsschichten familiengeeignet und alltagstauglich seien sowie über ein ausreichendes
Platzangebot für Haushalte mit Kindern verfügen und sich im unteren und mittleren Preissegment
bewegen. (hau/eis/ste/09.07.2026)
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